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zuführen und Schiebern und Spekulanten das Handwerk 
zu legen. So verbanden sich in einer Reihe von Bereichen 
demokratische Initiativen und neue Gesetzgebung zu einer 
Massenbewegung. Die Arbeiterklasse ergriff — vom Fa­
schismus und von der Ausbeutung durch Monopole und 
Großgrundbesitzer befreit — sowohl die Initiative zur 
Schaffung neuer Produktionsverhältnisse als auch zur Ver­
wirklichung des neuen Rechts, das Ausdruck ihres Willens 
war und ihren Interessen entsprach.

Wenn in dieser Zeit Tausende von Werktätigen die Fel­
der bewachten, Betriebsbegehungen durchführten, um ge­
hortete Rohstoffe und Waren aufzudecken, oder (wie in 
Sachsen-Anhalt) den Schutz der Kohlezüge organisierten, 
so waren das die Keime der späteren Massenbewegung der 
Werktätigen in der DDR für die Durchsetzung von Ord­
nung und Sicherheit und für die allseitige Verwirklichung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit. In diesem neuen Verhal­
ten zu Recht und Gesetz erwies sich auch, wie sich mit den 
antifaschistischen Umgestaltungen das Bewußtsein der 
Menschen veränderte, wie sich — zunächst in der Arbeiter­
klasse und bei den bewußten Antifaschisten aus allen 
Schichten der Bevölkerung — ein neues Staats- und Rechts­
bewußtsein entwickelte, das die bürgerliche Rechtsideolo­
gie zu verdrängen begann.

Führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse 
bei der Staats- und Rechtsentwicklung

Die Überwindung des gesamten alten, bürgerlichen Rechts­
systems und seiner Institutionen und die Verdrängung der 
bürgerlichen Rechtsideologie vollzogen sich innerhalb einer 
ideologischen Auseinandersetzung, die von der Partei der 
Arbeiterklasse geführt und immer wieder vorangetrieben 
wurde.

Die KPD und seit April 1946 die SED trugen durch ihre 
theoretische, ideologische und organisatorische Arbeit maß­
geblich zur revolutionären Staats- und Rechtsentwicklung 
und zur Durchsetzung der demokratischen Gesetzlichkeit 
bei. Vor allem wurden die wissenschaftlichen Auffassun­
gen der Arbeiterklasse, die Lehre von Marx, Engels und 
Lenin, sowie sowjetische Erfahrungen den Werktätigen 
nähergebracht und so die grundlegenden Erkenntnisse zu 
den Fragen des Staates und des Rechts in die politische 
Leitung übertragen und zuf/Grundlage der ideologischen 
Auseinandersetzung gemacht.

Diese Arbeit der Partei erfolgte unter komplizierten 
ideologischen Bedingungen; so waren insbesondere die 
Nachwirkungen der faschistischen Ideologie, bürgerliche 
Staats- und Rechtsauffassungen, ein vom Imperialismus 
ausgehender Antikommunismus und Antisowjetismus, aber 
auch dogmatische und sektiererische Auffassungen zu über­
winden.

Die Partei überwand zunächst in ihren eigenen Reihen 
opportunistische und letztlich bürgerliche Auffassungen von 
den Werten der „reinen Demokratie“ und einer allgemeinen 
„Gerechtigkeit“, wie sie in den Jahren 1945/46 von einigen 
Gruppen in der SPD, insbesondere von Juristen13, vertre- 
worden Waren. Mit ihren programmatischen Dokumenten, 
so mit dem Dokument „Weg und Ziel der SED“, mit den 
„Grundrechten des deutschen Volkes“ und dem Verfas­
sungsentwurf für eine deutsche demokratische Republik 
sowie den kommunal- und sozialpolitischen Richtlinien14 
führte die SED fortschrittliche Rechtsauffassungen ein. Sie 
wurden durch die Länderverfassungen aus dem Jahr 1947, 
durch die Verfassung der DDR von 1949 und durch gesetz­
liche Regelungen zur Festigung der Bodenreform, zur Or­
ganisation des Volkseigentums und der politisch-staatli­
chen Struktur sowie zur Gestaltung der Arbeitsrechtsver­
hältnisse geltendes Recht.

Die SED setzte sich energisch dafür ein, daß die von ihr 
vorgeschlagenen Rechtsnormen nicht nur in den Versamm­
lungen und Schulungsveranstaltungen der Partei, sondern 
auch in Gewerkschaftsversammlungen, in öffentlichen

Aussprachen und in der Presse diskutiert wurden. Große 
Aufmerksamkeit widmete die Partei auch der Diskussion 
der Rechtsprobleme mit Staatsfunktionären und Juristen, 
die das Recht sowohl auszuarbeiten als auch anzuwenden 
hatten, um sie mit marxistisch-leninistischen Rechtskennt­
nissen auszurüsten.15

In die Jahre der Neugestaltung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der damaligen Sowjetischen Besatzungs­
zone fallen auch die ersten Arbeiten zur Anwendung der 
marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtslehre auf die 
Bedingungen des antifaschistischen Neuaufbaus. Wichtige 
Beiträge dazu kamen vor allem vom Kollektiv der Partei­
führung der SED.tö Mit dem Erscheinen der „Neuen Ju­
stiz“ ab Januar 1947 konnten Grundfragen der demokrati­
schen Rechts- und Justizentwicklung in breiterem Umfang 
diskutiert und geklärt werden. Wenn anfangs neben neuen, 
fortschrittlichen Gedanken oft noch formaljuristische Auf­
sätze standen, so gewannen doch bald diejenigen Beiträge 
entscheidendes Gewicht, die von marxistisch-leninistischen 
Positionen ausgingen. Vor allem Karl P o l a k  setzte sich 
wiederholt mit der bürgerlichen Staats- und Rechtslehre 
in Vorträgen, Broschüren und nicht zuletzt. auch in der 
„Neuen Justiz“ auseinander. 17

Damit hatte sich innerhalb weniger Jahre in Gesetz­
gebung und Rechtsverwirklichung, in der theoretischen 
und ideologischen Arbeit die revolutionär-demokratische 
Gesetzlichkeit der Arbeiterklasse herausgebildet. Aus­
gehend von den Beschlüssen des ІІ. Parteitages, forderte 
die SED deshalb wegen der Bedeutung der Gesetzlichkeit 
für die wettere antifaschistisch-demokratische und sozia-, 
listische Entwicklung auf der 1. Parteikonferenz (25. bis
28. Januar 1949) die strikte Wahrung und Durchsetzung 
der demokratischen Gesetzlichkeit. Zugleich betonte sie die . 
Bindung aller Staatsorgane und der Bürger an diese Ge­
setzlichkeit.18 '

Sozialistische Rechtsentwicklung nach Gründung der DDR

Die Gründung der DDR als souveräner sozialistischer Staat 
der Diktatur des Proletariats, das Inkrafttreten der ersten 
Verfassung der DDR mit ihrer konstitutiven Wirkung für 
die gesamte Rechtsordnung und die Gesetzgebung durch 
die Oberste Volksvertretung bedeuteten in der Rechtsent­
wicklung der DDR einen wichtigen Schritt nach vorn. Nun 
gab es nicht mehr „Zonen-“, „Länder-“ und „Reichsrecht“, 
sondern das einheitliche Recht der DDR, das sich in sei­
nem sozialistischen Wesen entfalten und zu einer wesent­
lichen Bedingung der sozialistischen Umgestaltung und 
ihres Schutzes werden konnte. Dazu gehörten auch die 
Bestimmungen des StGB und des BGB, die als Bestandteil 
der Rechtsordnung der Arbeiter-und-Bauern-Macht nach 
dem Willen und den Interessen der Arbeiterklasse entspre­
chend angewandt wurden. Dabei durfte jedoch nicht über­
sehen werden, daß diese Bestimmungen im Aufbau und in 
ihrer Gestaltung als bürgerliches Recht entstanden waren. 
Ihre Anwendung war daher stets mit einer klaren Abgren­
zung vom bürgerlichen Recht verbunden; sie waren der 
gesellschaftlichen Entwicklung gemäß zu ergänzen und zu 
gegebener Zeit durch sozialistische Neukodifikationen ab­
zulösen.

Deutlicher wurde nunmehr auch die Abgrenzung zwi­
schen dem Recht der DDR und dem der BRD. Zielstrebig 
baute die Volkskammer das Recht der DDR aus, das dem 
arbeitenden Menschen, seinen Perspektiven und Interes­
sen, der Jugend, der Gleichberechtigung und Entwicklung 
der Frauen, der wissenschaftlich begründeten Entwicklung 
der Volkswirtschaft und dem sozialen Fortschritt diente.
Das Gesetz der Arbeit, das Jugendgesetz und weitere Ge- / 
setze19 charakterisierte Ministerpräsident Otto G r o t e -  
w о h 1 als eine der Grundlagen, auf denen sich die junge 
DDR entwickeln wird, als ein Werk, wie es in seiner Fort­
schrittlichkeit und Kühnheit die Geschichte der deutschen 
Gesetzgebung noch nicht gekannt hat.20


